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Nachweis der Investitionsabsicht bei neugegründeten  Betrieben  
 
1. Im zeitlichen Anwendungsbereich des § 7g EStG in  der Fas-
sung des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 1 4. August 
2007 (BGBl I 2007, 1912) setzt der Nachweis der Inv estitions-
absicht auch bei noch in Gründung befindlichen Betr ieben nicht 
zwingend eine verbindliche Bestellung des anzuschaf fenden 
Wirtschaftsguts noch im Wirtschaftsjahr der Geltend machung des 
Investitionsabzugsbetrags voraus. 
 
2. Die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsät ze über den 
Finanzierungszusammenhang stehen der Gewährung eine s Investi-
tionsabzugsbetrags auch dann nicht entgegen, wenn d er Steuer-
pflichtige ihn nicht bereits in der ursprünglichen Steuerer-
klärung, sondern erst in einem Nachtrag zur Steuere rklärung 
geltend macht. 
 
 
 
EStG § 7g 
 
Urteil vom 20. Juni 2012      X R 42/11 
 
Vorinstanz: FG Nürnberg vom 28. Juli 2011  7 K 655/ 10 
(EFG 2011, 1964) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Kläger und Revisionsbeklagten (Kläger) sind Ehe leute, die 

für das Streitjahr 2007 zur Einkommensteuer zusamme nveranlagt 

wurden. Der Kläger erzielte gewerbliche Einkünfte a us einem 

Besitzunternehmen im Rahmen einer Betriebsaufspaltu ng sowie 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit aus einem D ienstver-

hältnis mit der Betriebs-GmbH. 

 

Am 21. Dezember 2007 unterbreitete die ... Solar-Gm bH dem 

Kläger einen Kostenvoranschlag für die Errichtung e iner 

Photovoltaikanlage mit 29,225 kWp (167 Module zu je  175 Wp) 

für 127.987 € netto. Ein als "Angebot / Auftragsbes tätigung" 

bezeichnetes Schreiben der Solar-GmbH vom 24. Janua r 2008 

sieht eine Anlagenleistung von 39,56 kWp (172 Modul e eines 

anderen Herstellers zu je 230 Wp) und einen Preis v on 

169.158,56 € netto vor. Diese Anlage bestellte der Kläger am 

12. Februar 2008. Sie wurde am 2. April 2008 instal liert. Die 

Schlussrechnung, die hinsichtlich des Leistungsgege nstandes 

und des Preises identisch mit dem Angebot vom 24. J anuar 2008 

ist, datiert vom selben Tage. 

 

Die Kläger gaben ihre Einkommensteuererklärung 2007  am 8. Mai 

2009 ab. Am 29. Juli 2009 reichten sie eine Anlage EÜR nach, 

in der sie einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe v on 

67.321,29 € für einen neuen Betrieb "Photovoltaikan lage" er-

klärten. Der Beklagte und Revisionskläger (das Fina nzamt 

--FA--) setzte die Einkommensteuer mit Bescheid vom  4. August 

2009 auf 39.026 € fest, ohne einen Investitionsabzu gsbetrag zu 

berücksichtigen. 
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Der Einspruch blieb ohne Erfolg. Das FA berief sich  darauf, 

dass für Wirtschaftsjahre, die vor dem Abschluss de r Eröffnung 

eines neu gegründeten Betriebes liegen, die Investi tionsab-

sicht nur durch eine verbindliche Bestellung der we sentlichen 

Betriebsgrundlagen konkretisiert werden könne (Schr eiben des 

Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 8. Mai 2009, BStBl 

I 2009, 633, Rz 29). Daran fehle es hier. 

 

Im Klageverfahren vertrat das FA ergänzend die Auff assung, 

auch der erforderliche Finanzierungszusammenhang se i nicht ge-

geben. Denn ein Investitionsabzugsbetrag könne für eine be-

reits getätigte Investition nur in Anspruch genomme n werden, 

wenn er bereits in der ursprünglichen Steuererkläru ng geltend 

gemacht werde. Hier sei der Antrag aber nachgereich t worden. 

 

Das Finanzgericht (FG) gab der Klage statt (Entsche idungen der 

Finanzgerichte --EFG-- 2011, 1964). Das Erfordernis  einer ver-

bindlichen Bestellung der wesentlichen Betriebsgrun dlagen sei 

zu § 7g des Einkommensteuergesetzes in der vor den Änderungen 

durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 (UntSt RefG) vom 

14. August 2007 (BGBl I 2007, 1912) geltenden Fassu ng (EStG 

a.F.) entwickelt worden, auf § 7g EStG i.d.F. des U ntStRefG 

(EStG n.F.) aber nicht übertragbar. Das genannte Er fordernis 

sei im Kontext der damaligen Gesetzesfassung zu seh en, die 

großen Raum zu Steuergestaltungen bzw. Missbräuchen  geboten 

habe. Diese Gefahren seien im Anwendungsbereich des  § 7g 

EStG n.F. aufgrund der gesetzlichen Neukonzeption d er Rechts-

folgen in Fällen des Unterbleibens der zunächst als  beabsich-

tigt behaupteten Investition deutlich reduziert wor den. Auch 

der Gesetzeszweck --die Wirtschaftsförderung-- spre che gegen 

eine Benachteiligung neu gegründeter Betriebe. Denn  diese be-

dürften der durch § 7g EStG n.F. angebotenen Steuer erleichte-
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rung in besonderer Weise, weil Bankkredite für sie häufig 

schwerer zu erlangen seien als für bestehende Betri ebe. 

 

Das FG sei davon überzeugt, dass der Kläger bereits  zum Ende 

des Jahres 2007 "beabsichtigt" (§ 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

EStG n.F.) habe, die Photovoltaikanlage innerhalb d er folgen-

den drei Wirtschaftsjahre anzuschaffen. Der als Zeu ge vernom-

mene Sohn des Klägers, der auf einem benachbarten G ebäude zum 

selben Zeitpunkt eine gleichartige Anlage habe erri chten las-

sen, habe geschildert, dass die beiden örtlichen Ha ndwerksbe-

triebe bereits im Oktober 2007 Besichtigungen der G ebäude 

durchgeführt hätten, die für die Errichtung der Dac hanlagen in 

Betracht gekommen seien. Er und der Kläger hätten s ich dann 

aber auf die Solar-GmbH konzentriert, weil diese gr ößer gewe-

sen sei und bessere Gewährleistungsbedingungen gebo ten habe. 

Sie seien im November 2007 die einzigen Besucher ei ner Infor-

mationsveranstaltung der Solar-GmbH gewesen und hät ten eine 

Woche später einen Vertreter dieses Unternehmens em pfangen. 

Bei diesem Anlass sei bereits über die Konditionen des späte-

ren Angebots gesprochen worden; anschließend habe d ie Solar-

GmbH den Kostenvoranschlag vom 21. Dezember 2007 er stellt. 

 

Das FG hat diese Bekundungen des Zeugen als glaubha ft angese-

hen und ergänzend ausgeführt, der Kostenvoranschlag  stamme von 

dem später tatsächlich beauftragten Unternehmen und  habe weit-

gehend der späteren Bestellung entsprochen. Weil ei ne Photo-

voltaikanlage witterungsbedingt erst wieder im Früh jahr habe 

installiert werden können und die einzelnen Schritt e hier 

zeitlich sehr eng aufeinander gefolgt seien, könne aus der 

tatsächlichen Vornahme der Investition geschlossen werden, 

dass der Kläger sich schon im Jahr 2007 ernsthaft m it der In-

vestition befasst haben müsse. Dies sei für die Erf üllung der 
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Tatbestandsmerkmale "beabsichtigt" und "voraussicht lich" aus-

reichend. 

 

Auch der erforderliche Finanzierungszusammenhang se i gegeben. 

Dieser sei von der Rechtsprechung nur verneint word en, wenn 

die Geltendmachung eines Abzugs nach § 7g EStG a.F.  entweder 

erstmals nach Ablauf des damals zweijährigen Invest itionszeit-

raums oder ersichtlich aus Gründen der Steuergestal tung er-

folgt sei. Beides sei hier nicht der Fall. 

 

Mit seiner Revision verweist das FA darauf, dass § 7g 

EStG n.F. --anders als die Vorgängerfassung-- ausdr ücklich 

eine Investitionsabsicht erfordere und mit dem UntS tRefG die 

Anforderungen an die Glaubhaftmachung dieses Merkma ls nicht 

etwa abgesenkt, sondern im Gegenteil hätten verschä rft werden 

sollen. Da im Gesetz keine Einzelheiten zur Glaubha ftmachung 

geregelt seien, könne auf die Rechtsprechung zu § 7 g EStG a.F. 

zurückgegriffen werden. Das Urteil des Bundesfinanz hofs (BFH) 

vom 19. September 2002 X R 51/00 (BFHE 200, 343, BS tBl II 

2004, 184), das sich mit dem Erfordernis der verbin dlichen Be-

stellung befasst habe, werde in den Gesetzesmateria lien zum 

UntStRefG (BTDrucks 16/4841, 52) ausdrücklich zitie rt. Jedes 

Aufweichen der bisher geltenden Anforderungen werde  zu einer 

Rechtsunsicherheit für die Steuerpflichtigen und di e Verwal-

tung führen. 

 

Auch die Neufassung habe nicht sämtliche Missbrauch sgefahren 

beseitigen können: So bleibe dem Steuerpflichtigen auch nach 

einer rückwirkenden Rückgängigmachung des Investiti onsabzugs  

--insbesondere in Hochzinsphasen-- ein Zinsvorteil,  weil der 

Zinslauf erst 15 Monate nach Ende des Kalenderjahre s der Rück-

gängigmachung beginne. Dies würde erst recht gelten , wenn die 

höchstrichterliche Rechtsprechung in den hierzu anh ängigen 
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Verfahren die Auffassung vertreten sollte, dass ein e Rechts-

grundlage für eine rückwirkende Verzinsung der Steu ernachzah-

lung fehle. Zudem bestehe die Gefahr, dass das FA d en Rückzah-

lungsanspruch bei einer zwischenzeitlichen Insolven z des Steu-

erpflichtigen nicht realisieren könne. 

 

Das FA beantragt, 

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage ab zuweisen. 

 

Die Kläger beantragen, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie vertreten die Auffassung, die vom FA genannten Gesichts-

punkte (Zinsvorteil und Insolvenzgefahr) seien nich t auf neu 

gegründete Betriebe beschränkt, sondern würden für sämtliche 

Fälle gelten, in denen später tatsächlich keine Inv estition 

getätigt werde. Dann seien diese Gesichtspunkte abe r nicht ge-

eignet, zusätzliche Nachweiserfordernisse zu begrün den, die 

allein für neu gegründete Betriebe gelten sollten. 

 

Das beigetretene BMF hat keinen Antrag gestellt, un terstützt 

in der Sache aber die Auffassung des FA. Ergänzend bringt es 

vor, § 7g EStG n.F. setze nach seinem Wortlaut das Bestehen 

eines "Betriebs" voraus und sei daher zugunsten noc h nicht 

eröffneter Betriebe von vornherein nicht anwendbar.  Da die 

Förderung hier außerhalb des Gesetzes gewährt werde , müsse 

dies zu denjenigen Voraussetzungen geschehen, die d ie Finanz-

verwaltung hierfür vorsehe. Der Verwaltung stehe in soweit ein 

Ermessen zu. 

 

II. 

Die Revision ist unbegründet und nach § 126 Abs. 2 der Finanz-

gerichtsordnung (FGO) zurückzuweisen. 
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Zu Recht hat das FG erkannt, dass hinsichtlich der Photovol-

taikanlage alle gesetzlichen Voraussetzungen für di e Inan-

spruchnahme des Investitionsabzugsbetrags im Streit jahr 2007 

erfüllt waren. § 7g EStG n.F. wirkt auch zugunsten solcher 

Betriebe, deren Eröffnung noch nicht abgeschlossen ist (dazu 

unten 1.). Die Würdigung des FG, der Kläger habe be reits zum 

Ende des Jahres 2007 beabsichtigt, die Photovoltaik anlage 

anzuschaffen, lässt keine Rechtsfehler erkennen (un ten 2.). 

Auch die von der höchstrichterlichen Rechtsprechung  entwickel-

ten Grundsätze zum Finanzierungszusammenhang stehen  dem Abzug 

nicht entgegen (unten 3.). 

 

1. Steuerpflichtige können für die künftige Anschaf fung oder 

Herstellung eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaf tsguts des 

Anlagevermögens bis zu 40 % der voraussichtlichen A nschaf-

fungs- oder Herstellungskosten gewinnmindernd abzie hen (§ 7g 

Abs. 1 Satz 1 EStG n.F.). Die Inanspruchnahme eines  solchen 

Investitionsabzugsbetrags setzt gemäß § 7g Abs. 1 S atz 2 

EStG n.F. weiter voraus, dass der Betrieb bestimmte  Größen-

merkmale nicht überschreitet, der Steuerpflichtige beabsich-

tigt, das begünstigte Wirtschaftsgut voraussichtlic h in den 

dem Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden drei Wirts chaftsjah-

ren anzuschaffen oder herzustellen sowie mindestens  bis zum 

Ende des dem Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder H erstellung 

folgenden Wirtschaftsjahres in einer inländischen B etriebs-

stätte des Betriebs ausschließlich oder fast aussch ließlich 

betrieblich zu nutzen, und er das begünstigte Wirts chaftsgut 

in den beim FA einzureichenden Unterlagen seiner Fu nktion nach 

benennt und die Höhe der voraussichtlichen Anschaff ungs- oder 

Herstellungskosten angibt. 

 

Anders als das BMF meint, ist § 7g EStG n.F. auch z ugunsten 
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noch in Gründung befindlicher Betriebe anwendbar. D ies ent-

spricht der ständigen höchstrichterlichen Rechtspre chung zu 

§ 7g EStG a.F. (vgl. BFH-Urteil vom 25. April 2002 IV R 30/00, 

BFHE 199, 170, BStBl II 2004, 182, unter 1.), die d ieses Er-

gebnis im Wege der Gesetzesauslegung abgeleitet, ni cht aber 

als Billigkeitsmaßnahme angesehen hat. Danach habe mit der 

Verwendung des Wortes "Betrieb" in § 7g Abs. 3 Satz  3 Nr. 2 

EStG a.F. nichts darüber ausgesagt werden sollen, a b wann ein 

"Betrieb" bestehen müsse. Vielmehr habe dieser Begr iff ledig-

lich der Übertragung der Betriebsgrößengrenzen gedi ent. Ergän-

zend lässt sich für die frühere Gesetzesfassung anf ühren, dass 

ausdrücklich eine besondere Förderung von "Existenz gründern" 

vorgesehen war. 

 

Nichts anderes gilt im Ergebnis für § 7g Abs. 1 Sat z 2 Nr. 1 

EStG n.F. Auch insoweit ist der Begriff des "Betrie bs" mit den 

Betriebsgrößengrenzen verknüpft. Zwar ist die beson dere Exis-

tenzgründerförderung entfallen. Jedoch schließt der  Gesetzes-

zweck --die Förderung der Liquidität, Eigenkapitalb ildung, In-

vestitions- und Innovationskraft kleiner und mittle rer Betrie-

be (BTDrucks 16/4841, 51; vgl. zu den Normzwecken n och aus-

führlich unten 2.b dd (1))-- in Gründung befindlich e Betriebe 

in mindestens gleichem Maße ein wie bereits etablie rte Unter-

nehmen. 

 

Schließlich entspricht es allgemeinen Grundsätzen, dass be-

reits vor der Erzielung von entsprechenden Einnahme n vorwegge-

nommene Betriebsausgaben oder Werbungskosten zu ber ücksichti-

gen sind, wenn ein ausreichender Zusammenhang vorli egt (vgl. 

Senatsurteil vom 18. August 2010 X R 30/07, BFH/NV 2011, 215). 

 

2. Im Ergebnis zu Recht hat das FG die besonderen A nforderun-

gen an den Nachweis der Investitionsabsicht, die fü r Betriebe 
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gelten, deren Eröffnung zum Schluss des Wirtschafts jahres, für 

das der Investitionsabzugsbetrag beansprucht wird, noch nicht 

abgeschlossen ist, als erfüllt angesehen. 

 

a) Im Unterschied zur Auffassung des FG hält es der  Senat al-

lerdings auch im zeitlichen Anwendungsbereich des §  7g 

EStG n.F. für erforderlich, bei der Prüfung der Inv estitions-

absicht --die ein zwingendes gesetzliches Tatbestan dsmerkmal 

darstellt-- in Jahren vor Abschluss der Betriebserö ffnung 

strenge Maßstäbe anzulegen. 

 

Nach den vorstehenden Ausführungen unter 1. sind au ch nach 

§ 7g EStG n.F. nur "Betriebe" zur Vornahme eines In vestitions-

abzugs berechtigt, wenngleich die Gründung des Betr iebes noch 

nicht abgeschlossen sein muss. Die besondere Prüfun g der In-

vestitionsabsicht dient vor allem der Feststellung,  ob über-

haupt mit einem Abschluss des Prozesses der Betrieb seröffnung 

zu rechnen ist. Die Vornahme einer solchen Prüfung rechtfer-

tigt sich schon daraus, dass --anders als im Regelf all der 

Geltendmachung eines Investitionsabzugsbetrags durc h einen ak-

tiven Betrieb-- keine Plausibilitätskontrolle der I nvestiti-

onsabsicht am Maßstab des bisher verfolgten Betrieb skonzepts 

möglich ist (vgl. Senatsurteil vom 15. September 20 10 

X R 16/08, BFH/NV 2011, 33, unter II.2.c aa). 

 

Ohne eine besondere Prüfung der Investitionsabsicht  hätten es 

auch Steuerpflichtige ohne betriebliche Einkünfte, die gar 

nicht ernsthaft beabsichtigen, einen Betrieb zu grü nden, in 

der Hand, ihre Einkommensteuerbelastung --zumindest  bis zu dem 

Zeitpunkt, zu dem das FA die auf § 7g Abs. 3 Satz 1  EStG n.F. 

beruhende Rückgängigmachung des Abzugs nach Ablauf von drei 

Jahren in Änderungsbescheide umsetzt-- nach eigenem  Gutdünken 

zu mindern. Eine solche beliebige --wenn auch dem S teuer-
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pflichtigen nicht endgültig verbleibende-- Minderun g der Ein-

kommensteuerbelastung wäre aber im zeitlichen Anwen dungsbe-

reich des § 7g EStG n.F. ebenso wenig mit dem verfa ssungs-

rechtlichen Gebot einer möglichst unausweichlichen Normierung 

steuerrechtlicher Be- und Entlastungsgründe vereinb ar wie es 

die entsprechenden Gestaltungsmöglichkeiten bei § 7 g EStG a.F. 

ohne die von der höchstrichterlichen Rechtsprechung  vorgenom-

menen Einschränkungen gewesen wären (vgl. hierzu Se natsurteil 

in BFHE 200, 343, BStBl II 2004, 184, unter II.4.d,  m.w.N. auf 

die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts). 

 

Die besondere Situation, die der Steuerpflichtige d urch die 

Geltendmachung einer Investitionsförderung für eine n bisher 

nicht existierenden Betrieb schafft, rechtfertigt u nd gebietet 

es, im jeweiligen Einzelfall konkret zu prüfen, ob er auch die 

in § 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 EStG n.F. aufgestellte Vorausset-

zung erfüllt, er also beabsichtigt, das begünstigte  Wirt-

schaftsgut voraussichtlich innerhalb der folgenden drei Wirt-

schaftsjahre anzuschaffen oder herzustellen. 

 

b) Der Senat folgt der Finanzverwaltung (BMF-Schrei ben in 

BStBl I 2009, 633, Rz 29 Satz 2) jedoch nicht darin , dass auch 

im zeitlichen Anwendungsbereich des § 7g EStG n.F. die erfor-

derliche Konkretisierung der Investitionsabsicht be i der Inan-

spruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen für wese ntliche Be-

triebsgrundlagen noch zu eröffnender Betriebe aussc hließlich 

durch eine verbindliche Bestellung des Wirtschaftsg uts bis zum 

Ende des Jahres, für das der Abzug vorgenommen wird , erfolgen 

kann (ebenso --neben der Vorinstanz-- die weiteren bisher zu 

dieser Frage ergangenen finanzgerichtlichen Entsche idungen; 

vgl. Urteile des FG München vom 26. Oktober 2010  2  K 655/10, 

EFG 2011, 521, Rev. X R 20/11, des Niedersächsische n FG vom 

3. Mai 2011  13 K 12121/10, EFG 2011, 1601, Rev. II I R 37/11, 
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und des FG Münster vom 8. Februar 2012  11 K 3035/1 0 E, EFG 

2012, 825, rkr.; alle zur beabsichtigten Anschaffun g von Pho-

tovoltaikanlagen). 

 

aa) Die genannte Voraussetzung ist allerdings für §  7g 

EStG a.F. von allen Ertragsteuersenaten des BFH, di e mit der 

Auslegung des § 7g EStG befasst werden können, gefo rdert wor-

den (BFH-Urteile in BFHE 199, 170, BStBl II 2004, 1 82, und vom 

28. Juni 2006 III R 40/05, BFH/NV 2006, 2058; vgl. auch die 

umfangreichen Rechtsprechungsnachweise im BFH-Urtei l vom 

19. April 2007 IV R 28/05, BFHE 218, 75, BStBl II 2 007, 704, 

unter II.2.a aa, und im Senatsurteil in BFH/NV 2011 , 33, un-

ter II.2.b). An dieser Rechtsprechung ist --wie der  Senat erst 

kürzlich erneut entschieden hat (Urteil in BFH/NV 2 011, 33)-- 

für den zeitlichen Anwendungsbereich des § 7g EStG a.F. fest-

zuhalten. 

 

bb) Hintergrund der vorstehend bezeichneten Rechtsp rechung wa-

ren die Konstruktionsmängel des § 7g EStG a.F., die  dazu ge-

führt hatten, dass diese Vorschrift in der Praxis w eniger der 

Investitionsförderung als vielmehr der gezielten Mo dellierung 

der steuerlichen Belastung durch eine --weitgehend vorausset-

zungslos mögliche-- Verschiebung von Steuerzahlunge n in die 

Zukunft diente. Zwar stellte bei bereits bestehende n Betrieben 

der Gewinnzuschlag (§ 7g Abs. 5 EStG a.F.) ein gewi sses Kor-

rektiv dar, das allerdings versagte, wenn es gelang , die Steu-

erzahlungen in Veranlagungszeiträume mit niedrigere n Steuer-

sätzen zu verschieben. Bei noch zu eröffnenden Betr ieben 

--sofern der Steuerpflichtige zugleich die Anforder ungen an 

einen "Existenzgründer" (§ 7g Abs. 7 Satz 2 EStG a. F.) erfüll-

te-- war indes kein Gewinnzuschlag vorzunehmen (§ 7 g Abs. 7 

Satz 1 letzter Satzteil EStG a.F.). In diesen Fälle n konnte 

daher ein Teil der Einkünfte in Höhe des für § 7g E StG a.F. 

28 

29 



- 11 - 

- 12 - 

 

geltenden Höchstbetrags beliebig, voraussetzungslos  und ohne 

jede Kompensation in denjenigen der fünf folgenden Veranla-

gungszeiträume verschoben werden, der die geringste  steuerli-

che Belastung versprach. Entsprechend hat der BFH i n derjeni-

gen Entscheidung, in der er für § 7g EStG a.F. bei in Gründung 

befindlichen Betrieben erstmals eine verbindliche B estellung 

der wesentlichen Betriebsgrundlagen gefordert hat ( BFH-Urteil 

in BFHE 199, 170, BStBl II 2004, 182, unter 3.b), a usdrücklich 

darauf hingewiesen, der Steuerpflichtige müsse "nic ht einmal 

glaubhaft machen", dass die Investition tatsächlich  beabsich-

tigt sei; die Voraussetzung einer verbindlichen Bes tellung 

diene dazu, "eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme  der für 

bestehende oder zukünftige Betriebe vorgesehenen Fö rderung zu 

vermeiden". 

 

cc) Diese Konstruktionsmängel, die sich in besonder er Weise 

bei "Existenzgründern" (neu zu eröffnenden Betriebe n) auswirk-

ten und Anlass der vorstehend bezeichneten Rechtspr echung wa-

ren, hat der Gesetzgeber durch die Neufassung des §  7g EStG 

weitestgehend beseitigt. Zum einen wird auf der Ebe ne der Vo-

raussetzungen, an die die Inanspruchnahme der Vergü nstigung 

geknüpft ist, erstmals ausdrücklich das Vorhandense in einer 

Investitionsabsicht verlangt. Auf der Rechtsfolgens eite ist 

eine endgültige Verschiebung von Steuerbelastungen nur noch 

insoweit möglich, als der Steuerpflichtige --im Ein klang mit 

dem Lenkungszweck der Norm-- die angekündigte Inves tition dem 

Grunde und der Höhe nach tatsächlich vornimmt. Sowe it die In-

vestition unterbleibt, ist der vorgenommene Abzug h ingegen 

rückwirkend zu versagen. Durch die Ankündigung eine r Investi-

tion, die von vornherein nicht beabsichtigt ist ode r tatsäch-

lich nicht vorgenommen wird, kann daher keine endgü ltige Steu-

erminderung mehr erreicht werden. 
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Dem FA ist zwar zuzugeben, dass der Fiskus trotz de r späteren 

Rückgängigmachung des Abzugs Zinsnachteile erleiden  kann und 

für den nachzufordernden Steuerbetrag das Risiko ei ner zwi-

schenzeitlichen Insolvenz des Steuerpflichtigen trä gt. Diese 

Risiken bestehen aber --worauf die Kläger zutreffen d hinwei-

sen-- bei jedem Fall einer auf § 7g Abs. 3 EStG n.F . beruhen-

den Rückgängigmachung gleichermaßen; sie sind nicht  auf in 

Gründung befindliche Betriebe beschränkt, sondern e xistieren 

letztlich bei jeder nachträglichen Änderung einer S teuerfest-

setzung. Schon deshalb können es die vom FA genannt en verblei-

benden fiskalischen Risiken nicht rechtfertigen, au sschließ-

lich bei Betrieben, deren Eröffnung noch nicht abge schlossen 

ist, die Inanspruchnahme der Begünstigung von einer  verbindli-

chen Bestellung der wesentlichen Betriebsgrundlagen  abhängig 

zu machen. 

 

dd) Auch der Normzweck spricht dafür, im zeitlichen  Anwen-

dungsbereich des § 7g EStG n.F. zum Nachweis der er forderli-

chen Investitionsabsicht bei in Gründung befindlich en Betrie-

ben auch andere geeignete (und objektiv belegbare) Indizien 

als ausschließlich eine verbindliche Bestellung der  wesentli-

chen Betriebsgrundlagen zuzulassen. 

 

(1) § 7g EStG n.F. soll durch die Vorverlagerung vo n Abschrei-

bungspotenzial in ein Wirtschaftsjahr, das vor der Anschaffung 

oder Herstellung des begünstigten Wirtschaftsguts l iegt, die 

Wettbewerbssituation kleiner und mittlerer Betriebe  verbes-

sern, deren Liquidität und Eigenkapitalbildung unte rstützen 

und ihre Investitions- und Innovationskraft stärken  (Frakti-

onsentwurf des UntStRefG vom 27. März 2007, BTDruck s 16/4841, 

51; ebenso zum Zweck des § 7g EStG a.F. mit Nachwei sen der 

dortigen Gesetzesmaterialien BFH-Urteile vom 14. Au gust 2001 

XI R 18/01, BFHE 198, 415, BStBl II 2004, 181, unte r II.1.; 
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vom 8. November 2006 I R 89/05, BFH/NV 2007, 671, u nter II.2., 

und vom 29. April 2008 VIII R 62/06, BFHE 221, 211,  BStBl II 

2008, 747, unter II.1.b). 

 

Diese Förderungszwecke, die der Gesetzgeber mit der  Neurege-

lung des § 7g EStG verfolgen wollte, unterscheiden nicht da-

nach, ob die Investition durch ein bestehendes Unte rnehmen er-

folgen soll oder durch ein in Gründung befindliches  Unterneh-

men. Es ist nicht erkennbar, dass die Erlangung der  Steuerbe-

günstigung durch Betriebsgründer --abgesehen von de r erforder-

lichen Prüfung, ob der bisher keinen Betrieb unterh altende 

Steuerpflichtige überhaupt ernsthaft eine Gründung beabsich-

tigt-- von strengeren Voraussetzungen abhängig gema cht werden 

sollte als im Falle eines bestehenden Betriebes. Zu  Recht 

weist das FG darauf hin, dass Betriebsgründer aufgr und der 

fehlenden Praxiserprobung ihres Konzepts typischerw eise größe-

re Schwierigkeiten als die Inhaber etablierter Betr iebe haben 

werden, eine Bankfinanzierung zu erhalten, und dahe r der steu-

erlichen Begünstigung in besonderer Weise bedürfen.  

 

(2) Anders als das FA meint, hat sich der Gesetzgeb er dadurch, 

dass in der Begründung des Gesetzentwurfs das Senat surteil in 

BFHE 200, 343, BStBl II 2004, 184 zitiert wird, nic ht das Er-

fordernis einer verbindlichen Bestellung zu eigen g emacht. 

 

Die vom FA angeführte Passage der Entwurfsbegründun g lautet im 

Zusammenhang (BTDrucks 16/4841, 52): "Die Geltendma chung eines 

Abzugsbetrags setzt --wie bisher-- die Absicht des Steuer-

pflichtigen voraus, das begünstigte Wirtschaftsgut voraus-

sichtlich in den dem Wirtschaftsjahr des Abzugs fol genden zwei 

Wirtschaftsjahren anzuschaffen oder herzustellen (I nvestiti-

onszeitraum). Ein Abzug im Wirtschaftsjahr der Inve stition ist 

somit --entsprechend der bisherigen Regelung-- nich t möglich. 
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Für die hinreichende Konkretisierung der voraussich tlichen In-

vestition ist weiterhin eine Prognoseentscheidung ü ber das 

künftige Investitionsverhalten zu fordern (BFH-Urte il vom 

19. September 2002, BStBl 2004 II S. 184). Maßgeben d sind die 

Verhältnisse am Ende des Wirtschaftsjahres der beab sichtigten 

Geltendmachung des Investitionsabzugsbetrags. Zu di esem Zeit-

punkt muss die Investition auch noch durchführbar s ein. Die 

Vorlage eines Investitionsplanes oder eine feste Be stellung 

eines bestimmten Wirtschaftsguts ist dagegen auch w eiterhin 

regelmäßig nicht erforderlich." 

 

Danach ist der Gesetzgeber --ebenso wie auch der er kennende 

Senat (vgl. oben a)-- der Auffassung, dass der Tatb estand des 

§ 7g EStG n.F. eine Prognoseentscheidung über das k ünftige In-

vestitionsverhalten des Steuerpflichtigen erfordert . Diese 

--auch in Abgrenzung zur vorangegangenen höchstrich terlichen 

Rechtsprechung umfangreich begründete-- Aussage bil dete den 

Kerninhalt des Senatsurteils in BFHE 200, 343, BStB l II 2004, 

184; nur hierfür ist diese Entscheidung in den Gese tzesmateri-

alien zitiert worden. Hingegen ist nicht erkennbar,  dass der 

Gesetzgeber sich auch weitere Detailaussagen dieser  Entschei-

dung --u.a. die Erkenntnis, dass im Anwendungsberei ch des § 7g 

EStG a.F. auch in Fällen einer wesentlichen Erweite rung des 

Betriebes (Anlehnung an die seinerzeit geltende Vor schrift des 

§ 269 des Handelsgesetzbuchs) eine verbindliche Bes tellung der 

wesentlichen Betriebsgrundlagen erforderlich sei-- uneinge-

schränkt zu eigen machen wollte. 

 

ee) In Fällen der Neueröffnung von Betrieben ist da her einer-

seits aufgrund des Fehlens eines erprobten Betriebs konzepts 

eine über den Regelfall hinausgehende besondere Prü fung der 

Investitionsabsicht erforderlich (vgl. bereits oben  a). Auf 
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der anderen Seite lässt sich dem Tatbestand des § 7 g EStG n.F. 

aber keine Eingrenzung der näheren Ausgestaltung di eser Ein-

zelfallprüfung --insbesondere nicht das zwingende E rfordernis 

einer verbindlichen Bestellung der wesentlichen Bet riebsgrund-

lagen-- entnehmen. Der Tatrichter hat daher über da s Vorhan-

densein oder Fehlen der Investitionsabsicht nach se iner frei-

en, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnene n Überzeu-

gung zu entscheiden (§ 96 Abs. 1 Satz 1 FGO); er is t dabei we-

der an feste Beweisregeln noch an Typisierungen ode r unwider-

legbare Vermutungen gebunden. 

 

c) Bei Zugrundelegung dieser Maßstäbe erweist sich die Annahme 

des FG, der Kläger habe trotz der im Streitjahr noc h nicht 

vollendeten Eröffnung des Betriebes mit Investition sabsicht 

gehandelt, als revisionsrechtlich zutreffend. 

 

aa) Das FG hat es zwar in rechtlicher Hinsicht nich t für er-

forderlich gehalten, bei in Gründung befindlichen B etrieben 

eine strengere Prüfung der Investitionsabsicht vorz unehmen als 

bei bestehenden Betrieben. Diese Abweichung von der  Auffassung 

des Senats hat jedoch keine Bedeutung, weil die Ent scheidung 

der Vorinstanz auch bei Anlegung der genannten stre ngeren Maß-

stäbe zutreffend ist. 

 

Das FG hat sich entscheidend auf die Einholung des Kostenvor-

anschlags, den Nachweis einer umfassenden Beratung samt Teil-

nahme an einer Informationsveranstaltung sowie das Parallel-

verhalten des Zeugen in Bezug auf dessen eigene Pho tovoltaik-

anlage gestützt; alle diese Indizien sind noch im S treitjahr 

verwirklicht worden. Ergänzend hat das FG die weite re Entwick-

lung nach dem Stichtag herangezogen, nämlich den Um stand, dass 

die Anlage --noch dazu von demselben Unternehmen, d as den Kos-

tenvoranschlag erstellt hatte, und weitgehend zu de n Bedingun-
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gen dieses Kostenvoranschlags-- tatsächlich install iert worden 

ist, und darauf abgestellt, dass die verschiedenen Schritte 

hier zeitlich sehr eng aufeinander gefolgt seien. 

 

bb) Diese Interpretation hält auch den erhöhten Anf orderungen 

an den Nachweis der Investitionsabsicht vor Betrieb seröffnung 

stand. 

 

(1) Allerdings hätte der Senat Bedenken, allein die  Einholung 

von Kostenvoranschlägen oder die Teilnahme an einer  Informati-

onsveranstaltung als Nachweis der erforderlichen In vestitions-

absicht ausreichen zu lassen. Aus einem solchen ehe r unspezi-

fischen Erkundungsverhalten wird sich --ebenso wie aus einer 

Kreditanfrage-- in vielen Fällen nicht mit der erfo rderlichen 

Sicherheit der Schluss auf eine vorhandene Investit ionsabsicht 

ableiten lassen. Entsprechend sind die genannten Ma ßnahmen in 

der bisherigen Rechtsprechung lediglich als "erste Vorberei-

tungshandlungen" bezeichnet worden (BFH-Urteil in B FH/NV 2006, 

2058, unter II.2.). Die Einholung von Kostenvoransc hlägen und 

die Beantragung von Krediten ist für den Steuerpfli chtigen in 

aller Regel kostenfrei und daher risikolos. Auch St euerpflich-

tige, die tatsächlich gar keine Investition beabsic htigen, 

könnten dem FA Kostenvoranschläge oder Darlehensanf ragen vor-

legen, ohne dass ihnen dadurch ein besonderer Aufwa nd entstün-

de. Mit dem Aufwand wären vielmehr die betroffenen Ersteller 

der Kostenvoranschläge oder die den Darlehensantrag  bearbei-

tenden Kreditinstitute belastet. 

 

(2) Das FG hat sich indes nicht mit der Vorlage for maler An-

fragen des Klägers bei Installationsunternehmen und  deren Be-

antwortung begnügt, sondern ergänzend auf die weite re Entwick-

lung kurzfristig nach Ende des Streitjahres abgeste llt. Eine 

solche ergänzende und begrenzte Berücksichtigung au ch der 
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künftigen Entwicklung ist im Tatbestand des § 7g ES tG n.F. an-

gelegt und daher zulässig. 

 

§ 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a EStG n.F. knüpft  die Inan-

spruchnahme der Begünstigung daran, dass der Steuer pflichtige 

"beabsichtigt", das Wirtschaftsgut voraussichtlich in den dem 

Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden drei Wirtschaf tsjahren 

anzuschaffen oder herzustellen. 

 

Zwar ist die Prognoseentscheidung grundsätzlich aus  der Sicht 

des jeweiligen Bilanzstichtags bzw. des Endes des G ewinner-

mittlungszeitraums zu treffen (so zu § 7g EStG a.F.  bereits 

Senatsurteil in BFHE 200, 343, BStBl II 2004, 184, unter II.4. 

vor a). Eine begrenzte Heranziehung der künftigen E ntwicklung 

ist aber auch anderen einkommensteuerrechtlichen Ta tbeständen 

nicht fremd, wenn allein die bis zum Stichtag offen  zutage ge-

tretenen äußeren Umstände für eine sichere Beurteil ung des 

Vorliegens oder Nichtvorliegens innerer Tatsachen n och nicht 

ausreichen. So hat der BFH bei der Beurteilung, ob ein Steuer-

pflichtiger mit der erforderlichen Einkunftserzielu ngs"ab-

sicht" gehandelt hat, häufig auch die weitere Entwi cklung nach 

den jeweiligen Streitjahren herangezogen (vgl. BFH- Urteil vom 

18. März 1976 IV R 113/73, BFHE 118, 447, BStBl II 1976, 485: 

für die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht in den Jahren 

1959 bis 1962 wird auch die Entwicklung bis ins Jah r 1973 be-

trachtet; ausdrücklich für eine in die Zukunft geri chtete Be-

urteilung in diesen Fällen auch BFH-Urteil vom 19. November 

1985 VIII R 4/83, BFHE 145, 375, BStBl II 1986, 289 , un-

ter 2.d; zur Einkunftserzielungsabsicht bei den Ein künften aus 

Vermietung und Verpachtung ferner BFH-Urteile vom 1 4. Dezember 

2004 IX R 1/04, BFHE 208, 235, BStBl II 2005, 211, un-

ter II.1.a, und vom 31. Juli 2007 IX R 30/05, BFH/N V 2008, 

202, beide m.w.N.). Der Feststellung einer inneren Tatsache 
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dient auch die Gesamtwürdigung, ob ein zwischen nah en Angehö-

rigen abgeschlossener Vertrag vorrangig durch die E inkunftser-

zielung oder aber durch private Erwägungen veranlas st ist (so 

ausdrücklich BFH-Beschluss vom 27. November 1989 Gr S 1/88, 

BFHE 158, 563, BStBl II 1990, 160, unter C.III.2.).  Bei dieser 

Prüfung sind ebenfalls Umstände außerhalb des jewei ligen Steu-

erabschnitts --sowohl vor als auch nach dem Streitj ahr-- her-

anzuziehen (ausführlich hierzu Senatsurteil vom 3. März 2004 

X R 12/02, BFHE 205, 451, BStBl II 2004, 722, unter  II.2.a, 

m.w.N.). 

 

Auch im Anwendungsbereich des § 7g EStG werden Umst ände, die 

erst nach dem Bilanzstichtag eintreten bzw. offenba r werden, 

für die steuerrechtliche Beurteilung am Maßstab der  genannten 

Norm herangezogen. So darf eine Ansparabschreibung bzw. ein 

Investitionsabzug nicht mehr vorgenommen werden, we nn der 

Steuerpflichtige im Zeitpunkt der Einreichung der G ewinner-

mittlung beim FA --und damit ggf. weit nach dem Bil anzstich-

tag-- den Entschluss gefasst hat, seinen Betrieb au fzugeben 

oder zu veräußern (BFH-Urteile vom 20. Dezember 200 6 

X R 31/03, BFHE 216, 288, BStBl II 2007, 862, unter  II.4.; vom 

1. August 2007 XI R 47/06, BFHE 218, 509, BStBl II 2008, 106, 

unter II.1., und vom 28. November 2007 X R 43/06, B FH/NV 2008, 

554, unter II.4.). 

 

Daher kann der Nachweis der Investitionsabsicht als  geführt 

angesehen werden, wenn in dem Jahr, für das der Inv estitions-

abzug vorgenommen wird, bereits konkrete Verhandlun gen über 

den Erwerb der wesentlichen Betriebsgrundlage gefüh rt werden, 

die dann nach dem Ende dieses Wirtschaftsjahres --g gf. über 

weitere Zwischenschritte, deren zeitlicher Abstand den bei 

ernsthaft geplanten Investitionen üblichen Rahmen n icht we-

sentlich überschreitet-- tatsächlich in die verbind liche In-
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vestitionsentscheidung münden. 

 

(3) Auch ohne verbindliche Bestellung der wesentlic hen Be-

triebsgrundlagen sind danach typische und gewichtig e Indizien 

für eine Investitionsabsicht bei in Gründung befind lichen Be-

trieben darin zu sehen, dass beispielsweise der Ste uerpflich-

tige im Rahmen der von ihm in Gang gesetzten Betrie bseröffnung 

bereits selbst und endgültig mit Aufwendungen belas tet ist, 

oder dass die einzelnen Schritte, die der Steuerpfl ichtige zum 

Zwecke der Betriebseröffnung bereits in dem Jahr un ternommen 

hat, für das er den Investitionsabzug beantragt, si ch als 

sinnvolle, zeitlich zusammenhängende Abfolge mit de m absehba-

ren Ziel des endgültigen Abschlusses der Betriebser öffnung 

darstellen, auch wenn die letzten Teilakte bis zur rechtsver-

bindlichen Investitionsentscheidung nicht mehr zwin gend in dem 

genannten Jahr liegen müssen. 

 

Letzteres ist vom FG für den Streitfall angenommen worden. 

Einwendungen gegen diese auf tatsächlichem Gebiete liegende 

Überzeugungsbildung, insbesondere gegen die von der  Vorinstanz 

vorgenommene Beweiswürdigung, sind weder vom FA vor gebracht 

worden noch sonst ersichtlich. 

 

(4) Dem FA ist zwar zuzugeben, dass der prozessuale  Grundsatz 

der tatrichterlichen Überzeugungsbildung (§ 96 Abs.  1 Satz 1 

FGO) stets mit einer gewissen Rechtsunsicherheit fü r die Be-

teiligten verbunden ist. Dies rechtfertigt es aber nicht, dem 

Steuerpflichtigen auch im zeitlichen Anwendungsbere ich der 

zielgenau ausgestalteten Neufassung des § 7g EStG d ie Möglich-

keit einer anderweitigen Darlegung seiner vorhanden en Investi-

tionsabsicht zu nehmen. Im Übrigen sind Gesamtwürdi gungen 

--und die damit notwendig verbundenen Rechtsunsiche rheiten-- 

nicht nur im Steuerrecht, sondern im gesamten Recht sleben all-
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täglich und in einer vielgestaltigen Lebenswirklich keit unver-

zichtbar, ohne dass die Rechtspraxis dadurch übermä ßig belas-

tet würde. Rechtssicherheit kann der Steuerpflichti ge insofern 

erlangen, als eine verbindliche Bestellung der wese ntlichen 

Betriebsgrundlagen auch im Anwendungsbereich des § 7g 

EStG n.F. regelmäßig für die Darlegung der Investit ionsabsicht 

ausreichen wird. 

 

3. Darüber hinaus hat das FG zutreffend angenommen,  dass der 

erforderliche Finanzierungszusammenhang zwischen de r Investi-

tion und der Geltendmachung des Investitionsabzugsb etrags vor-

liegend gewahrt ist. Der Umstand, dass der Kläger d ie Begüns-

tigung nicht in der ursprünglichen Steuererklärung,  sondern 

erst nachträglich --allerdings noch vor Ergehen des  erstmali-

gen Einkommensteuerbescheids für das Streitjahr-- g eltend ge-

macht hat, steht der Gewährung des Investitionsabzu gsbetrags 

nicht entgegen. 

 

Durch die neuere höchstrichterliche Rechtsprechung ist ge-

klärt, dass die Inanspruchnahme der Begünstigung de s § 7g EStG 

nicht auf die erstmalige Einreichung der Steuererkl ärung be-

schränkt ist, sondern auch später im Rahmen einer B escheidän-

derung nachgeholt werden kann (so ausdrücklich BFH- Urteile vom 

17. Juni 2010 III R 43/06, BFHE 230, 517, unter II. 2.c, und 

vom 17. Januar 2012 VIII R 23/09, BFH/NV 2012, 933) . 

 

Auch nach der --insoweit strengeren-- Auffassung de r Finanz-

verwaltung (BMF-Schreiben in BStBl I 2009, 633, Rz 19 Satz 4) 

soll der Finanzierungszusammenhang "regelmäßig" vor liegen, 

wenn der Investitionsabzugsbetrag zwar nachträglich , aber noch 

innerhalb der einmonatigen Einspruchsfrist des § 35 5 der Abga-

benordnung geltend gemacht wird. Der Kläger hat die se Anforde-

rung in zeitlicher Hinsicht erfüllt. Entsprechend h at das FA 
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seine im Klageverfahren vertretene Auffassung, der Finanzie-

rungszusammenhang sei nicht gewahrt, im Revisionsve rfahren 

nicht mehr wiederholt. 

 

Gleichwohl weist der Senat zur Vermeidung von Missv erständnis-

sen darauf hin, dass die höchstrichterliche Rechtsp rechung den 

Finanzierungszusammenhang in Fällen, in denen die d urch § 7g 

EStG a.F./n.F. eingeräumte Begünstigung in der ursp rünglichen 

Gewinnermittlung noch nicht geltend gemacht worden war, nur 

verneint hat, wenn 

– entweder die Investitionsfrist bereits abgelaufen  war und 

tatsächlich keine Investition vorgenommen worden wa r 

(BFH-Urteil vom 6. März 2003 IV R 23/01, BFHE 202, 250, 

BStBl II 2004, 187), 

– zwar tatsächlich eine Investition durchgeführt wo rden 

war, diese im Zeitpunkt der nachträglichen Geltendm achung 

aber bereits mehr als zwei Jahre zurücklag (BFH-Urt eile 

in BFHE 198, 415, BStBl II 2004, 181, unter II.2.; in 

BFH/NV 2007, 671, und in BFHE 230, 517, unter II.2. f.) 

– oder die Nachholung erkennbar dem Ausgleich einer  durch 

das FA vorgenommenen nachträglichen Einkommenserhöh ung 

--also einem nicht investitionsbezogenen Grund-- di enen 

sollte (BFH-Beschluss vom 29. September 2006 XI B 1 36/05, 

BFH/NV 2007, 40, unter 2.b: Bildung fünf Jahre nach  Ab-

lauf des maßgeblichen Veranlagungszeitraums zum Aus gleich 

einer Einkommenserhöhung nach einer Außenprüfung; 

BFH-Urteil in BFHE 221, 211, BStBl II 2008, 747, un -

ter II.2.: Bildung zum Ausgleich höherer Beteiligun gsein-

künfte, die zum Übersteigen der Einkommensgrenze na ch 

§ 10e EStG führten). 

 

Mit diesen Fallgestaltungen ist der vorliegend zu b eurteilende 

Sachverhalt nicht einmal ansatzweise vergleichbar. Der Finan-
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zierungszusammenhang stellt keine zahlungsflussorie ntierte 

Größe im Sinne eines tatsächlichen Ansparens oder e iner Finan-

zierung der Anschaffung oder Herstellung durch eine  Steuerer-

stattung dar (BFH-Urteile in BFH/NV 2007, 671, unte r II.3.a, 

und in BFHE 230, 517, unter II.2.d). Schon deshalb besteht 

kein Anlass, die Einschränkungen, die aus den von d er Recht-

sprechung entwickelten Grundsätzen über den Finanzi erungszu-

sammenhang folgen, dahingehend auszudehnen, dass je gliche 

nachträgliche Geltendmachung von Investitionsabzugs beträgen 

ausgeschlossen ist. Ergänzend ist auch in diesem Zu sammenhang 

darauf hinzuweisen, dass der Gesetzgeber den Steuer pflichtigen 

für die Verwirklichung ihrer Investitionsabsicht ei ne Zeit-

spanne von drei Jahren eingeräumt hat (dieser Gesic htspunkt 

wird auch im BFH-Urteil in BFHE 198, 415, BStBl II 2004, 181, 

unter II.2. hervorgehoben). 

 

4. Das FA weist zwar im Ausgangspunkt zu Recht dara uf hin, der 

BFH habe sowohl zu § 7g EStG a.F. (BFH-Urteil vom 1 3. Dezember 

2005 XI R 52/04, BFHE 212, 208, BStBl II 2006, 462,  un-

ter II.2.b) als auch zu § 7g EStG n.F. (BFH-Urteil vom 8. Juni 

2011 I R 90/10, BFHE 234, 130, unter II.3.b bb) gef ordert, 

dass die Nachweise, auf die die Geltendmachung der Ansparab-

schreibung bzw. des Investitionsabzugsbetrags gestü tzt werden, 

bei der Abgabe der ursprünglichen Steuererklärung b ereits vor-

handen gewesen sein müssen. Ebenso wie in den Sachv erhalten, 

die den vorstehend zitierten Entscheidungen zugrund e lagen, 

bestehen vorliegend keine Anhaltspunkte dafür, dass  dies nicht 

der Fall war. Im Streitfall sind die wesentlichen " Nachweise" 

in dem Kostenvoranschlag vom 21. Dezember 2007, dem  endgülti-

gen Angebot vom 24. Januar 2008 und der verbindlich en Bestel-

lung vom 12. Februar 2008 zu sehen; diese Unterlage n waren im 

Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklärung aber zweif ellos vor-

handen. Eine Verfolgbarkeit in der --ggf. zeitnah z u erstel-
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lenden-- Buchführung (so § 7g Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 E StG a.F.) 

ist für den außerbilanziell vorzunehmenden Investit ionsabzugs-

betrag nach § 7g EStG n.F. nicht mehr erforderlich.  

 


